
 

 

 

26. März 2020 

 

Sonderrundschreiben 

 

Corona – Krise 

 

Auswirkungen auf Lagebericht und Anhang 

 

§ 285 Nr. 33 HGB fordert die Angabe von Vorgängen von besonderer Bedeutung, die nach dem 

Schluss des Geschäftsjahres eingetreten sind, unter Angabe Ihrer Art und finanziellen Auswirkungen. 

Mangels Quantifizierbarkeit zum Aufstellungszeitpunkt kann die Anforderung der Angabe der finanziel-

len Auswirkung betreff die Angabe eines Gesamtbetrages zurzeit noch nicht sinnvoll eingeschätzt wer-

den. Fraglich ist daher ob eine Angabe nach § 285 Nr. 33 HGB überhaupt erfolgen muss. Wir empfeh-

len zumindest verbale Erläuterungen, die deutlich machen, welche finanziellen Auswirkungen auf das 

Zahlenwerk des Abschlusses und damit auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unterneh-

mens zu erwarten sein könnten. 

 

Daher empfehlen wir in die Nachtragsberichterstattung in den Anhängen für Jahresabschlüsse 2019 

nachfolgende Formulierung aufzunehmen: 

 

Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Stichtag 

Seit Januar 2020 breitet sich in Deutschland überregional der Coronavirus aus. Vor diesem Hinter-

grund werden zum Zeitpunkt der Aufstellung des Jahresabschlusses Vorsorgemaßnahmen in der Ein-

richtung / den Einrichtungen getroffen, die zur erheblichen Kostensteigerungen und Erlösausfällen füh-

ren werden. Hierdurch entstehen grundsätzlich liquiditätswirksame Verluste, welche die Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft im Jahr 2020 voraussichtlich erheblich belasten werden. Die 

Bundesregierung hat zugesagt, die entstehenden wirtschaftlichen Folgen für die sozialen Einrichtun-

gen abzumindern. Die konkrete Auswirkung auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 2020 ist zur-

zeit noch nicht hinreichend verlässlich prognostizierbar. 
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Im Lagebericht im Chancen- und Risikobericht 

Hinsichtlich der Ausbreitung des Coronavirus wird auf die Berichterstattung über die Vorgänge von 

besonderer Bedeutung nach dem Stichtag im Anhang des Jahresabschlusses verwiesen. Die Vorsor-

gemaßnahmen werden in der Einrichtung / den Einrichtungen grundsätzlich zu erheblichen finanziellen 

Risiken führen. Die Bundesregierung hat zugesagt, die entstehenden wirtschaftlichen Folgen für die 

sozialen Einrichtungen abzumindern. Daneben ist derzeit mit erheblichen personellen Ausfällen und 

Engpässen zu rechnen. Die aus dem Coronavirus gesamt resultierenden Risiken sind zurzeit nicht 

abschließend absehbar bzw. quantifizierbar. 

 

Lörrach, 26. März 2020  
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